
DIE WELT vom 28.09.2016

Autor: Christian Hunziker/ Christian Hunziker Gattung: Tageszeitung
Seite: 11 Jahrgang: 69
Ressort: IMMOBILIEN Nummer: 228
Rubrik: IMMOBILIEN Auflage: 204.132 (gedruckt) 180.059 (verkauft)

182.318 (verbreitet)
Ausgabe: Hauptausgabe Reichweite: 0,67 (in Mio.)

Ein dicker Irrtum
Für mehr Energieeffizienz soll noch mehr gedämmt werden. Experten halten das jedoch für den
falschen Weg. Stattdessen solle man auf grüne Energieerzeugung setzen
Christian Hunziker
Norbert Fisch nimmt kein Blatt vor den
Mund. „Zusätzliche Maßnahmen an der
Gebäudehülle bringen uns nicht weiter“,
sagt der Architekt,  der an der Techni-
schen Universität Braunschweig einen
Lehrstuhl am Institut für Gebäude- und
Solartechnik innehat.  Statt  einer  noch
dickeren Dämmung brauche es andere
Maßnahmen, um den CO2-Ausstoß von
Gebäuden zu senken – insbesondere den
verstärkten Einsatz erneuerbarer Ener-
gien.
Grundlage von Fischs Aussagen ist eine
Untersuchung über die Wirtschaftlich-
keit  von Energieeffizienzmaßnahmen,
die er im Auftrag des Lobbyverbandes
Zentraler Immobilien Ausschuss (ZIA)
vorgenommen hat. Das Gutachten unter-
sucht nicht die – ohnehin sehr umstritte-
nen – energetischen Anforderungen an
Wohnhäusern,  sondern  nimmt  Wirt-
schaftsimmobilien  in  den  Blick,  also
Büros,  Einkaufszentren  und  Hotels.
Auch diese Gebäude verbrauchen jede
Menge  Energie.  Fischs  vorläufiges
Fazit:  Die  Anforderungen  der  derzeit
geltenden  Energieeinsparverordnung
(EnEV) lassen sich gerade noch einhal-
ten.  Eine  weitere  Verschärfung  aber
würde viel  kosten und wenig bringen.
Dass der ZIA erste Ergebnisse des Gut-
achtens  gerade  jetzt  vorgestellt  hat,
kommt nicht von ungefähr. Denn hinter
den  Kulissen  wird  intensiv  darüber
gestritten,  welche Vorgaben in Bezug
auf die Energieeffizienz von Gebäuden
künftig  gelten  sollen.  Ursprünglich
wollte die Bundesregierung noch in die-
ser Legislaturperiode eine weitere Ver-
schärfung der erst zu Beginn dieses Jah-
res mit höheren Anforderungen versehe-
nen EnEV verabschieden. Dieses Vor-
haben ist  nach Informationen des ZIA
aber  zumindest  für  Gebäude in  priva-

tem Eigentum vorerst vom Tisch. Ledig-
lich für öffentliche Gebäude soll es noch
in dieser Legislaturperiode neue, stren-
gere Vorgaben geben.  Erforderlich ist
die erneute Anpassung wegen der EU-
Gebäudeeffizienzrichtlinie,  die  für
öffentliche  Gebäude  ab  2019  und  für
alle anderen Neubauten ab 2021 einen
(nicht genau definierten) Fast-Nullener-
gie-Standard vorschreibt.
Auf  politischer  Ebene  gibt  es  noch
andere Aktivitäten, welche die Vertreter
der Immobilienbranche derzeit aufmerk-
sam  verfolgen.  So  will  der  Bund  die
Energieeinsparverordnung  und  das
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz
(EEWärmeG)  unter  der  Bezeichnung
Gebäudeenergiegesetz  zusammenfüh-
ren. Und voraussichtlich im November
wird das Kabinett den Klimaschutzplan
2050 verabschieden,  der  nicht  nur  für
den Gebäudebereich, sondern auch für
Verkehr,  Industrie  und  andere  Hand-
lungsfelder  den  großen  Rahmen
abstecken  sol l .
Was erst mal abstrakt klingt, ist für Ver-
mieter und Nutzer von Immobilien von
großer Bedeutung. Denn sie befürchten,
dass verschärfte Anforderungen an die
Dämmung von Gebäuden und die Ener-
gieeffizienz von Bauteilen die ohnehin
bereits  hohen  Baukosten  noch  weiter
nach oben treiben könnten – und damit
auch die Mieten. „Durch weitere Inve-
stitionen  in  verschärfte  Gebäudestan-
dards“, fasst Energieexperte Fisch seine
Ergebnisse  mit  Blick  auf  gewerblich
genutzte  Gebäude  zusammen,  „wird
keine nennenswerte zusätzliche Erspar-
nis der CO2-Emissionen erreicht.“
Das, betont ZIA-Vizepräsident Thomas
Zinnöcker,  bedeute  allerdings  nicht,
dass die Immobilieneigentümer nun die
Hände in den Schoß legen sollten. Viel-
mehr gelte es, im Interesse des Klima-

schutzes andere Maßnahmen zu ergrei-
fen. So empfiehlt  die vom ZIA einge-
setzte  „Task  Force  Energie“,  für  die
Erzeugung  von  Wärme,  Kälte  und
Strom verstärkt  erneuerbare  Energien
einzusetzen. Daraus ergäben sich auch
neue Geschäftsmodelle, sagt Zinnöcker,
der  bis  Anfang dieses  Jahres  im Vor-
stand des Wohnungsriesen Vonovia saß
und jetzt Geschäftsführer des Energie-
dienstleisters Ista ist: „Immobilienunter-
nehmen sollten sich überlegen,  selber
Energieversorgungsunternehmen  zu
werden.“
Damit  dieser  Ansatz  funktioniert,
schlägt der ZIA vor, bei der Energieeffi-
zienz künftig verstärkt das Quartier in
den Blick zu nehmen. Das könnte zum
Beispiel bedeuten, dass ein Blockheiz-
kraftwerk nicht nur Wohnungen in die-
sem Gebiet mit Wärme und Strom ver-
sorgt, sondern auch eine Schwimmhalle
oder ein Bürogebäude. Allerdings ist das
nicht  unproblematisch,  wie  Andreas
Kuhlmann  sagt,  Vorsitzender  der
Geschäftsführung  der  halbstaatlichen
Deutschen  Energie-Agentur  (dena):
„Regulatorisch und förderrechtlich stellt
der Ansatz erhebliche Herausforderun-
gen dar, da Verpflichtungen in einer bis-
lang  nicht  juristisch  verbundenen
Gemeinschaft durchgesetzt werden müs-
sen.“
Auf die Schwierigkeit, dass bei diesem
Modell mehrere Eigentümer zusammen-
arbeiten müssen,  weist  auch Christian
Bruch hin,  der  Bundesgeschäftsführer
des  Bundesverbandes  Freier  Immobi-
lien-  und  Wohnungsunternehmen
(BFW).  Ebenfalls  offen  ist  die  Frage,
wie der Quartiersbezug umgesetzt wer-
den soll. „Relevante Zielgröße für das
Quartier“, empfiehlt der Deutsche Ver-
band  für  Wohnungswesen,  Städtebau
und Raumordnung in einem Positions-



papier,  „könnte  die  CO2-Einsparung
gemeinsam mit  einer  zu  erreichenden
Sanierungsrate von zum Beispiel zwei
Prozent sein.“ Ingrid Vogler, Energieex-
pertin beim GdW Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen, schlägt vor, sich am Modell der
Innovation City Ruhr zu orientieren. Bei
diesem Pilotprojekt in Bottrop werden
energetische Maßnahmen bereits dann
finanziell gefördert, wenn sie dazu füh-
ren, dass die Anforderungen der EnEV
erreicht werden – und nicht erst  dann,
wenn  sie  dazu  beitragen,  die  EnEV-
Standards  zu  übertreffen.
„In  der  Sanierung  bestehender  Quar-
tiere liegt ein sehr großes Einsparpoten-
zial“, ist auch Martin Kriegel vom Insti-
tut  für  Energietechnik  der  TU  Berlin
überzeugt.  Er  leitet  das  Pilotprojekt
„Energieeffizienter  Hochschulcampus
Berlin-Charlottenburg“, mit dem die TU
Berlin  nach  eigenen  Angaben  den
Anspruch verfolgt, „den energetisch und
ökonomisch  optimalen  Mix  zwischen
der Energieeinsparung durch energeti-
sche Gebäudesanierung und der lokalen

Gewinnung von erneuerbarer Energie zu
finden“.
Vertreter der Immobilienbranche erhe-
ben derweil  noch eine  weitere  Forde-
rung:  Die  Energieeffizienz  soll  sich
künftig nicht mehr am Primärenergiebe-
darf, sondern am CO2-Ausstoß bemes-
sen. Die öffentliche Hand soll also vor-
geben, wie viel CO2 ein Gebäude oder
ein Quartier ausstoßen darf, aber offen
lassen,  ob  das  durch  Dämmung,  den
Einbezug  erneuerbarer  Energien  oder
andere Mittel erreicht wird. „Technolo-
gieoffenheit“, betont ZIA-Vertreter Zin-
nöcker, „muss gewährleistet sein.“
Das  geltende  System der  Energieein-
sparverordnung  beruht  hingegen  auf
dem Primärenergiebedarf.  Dabei  han-
delt  es  sich  um  einen  rechnerischen
Wert, der unter anderem davon abhängt,
welcher Energieträger verwendet wird.
So hat zum Beispiel Fernwärme einen
niedrigen Primärenergiefaktor,  Heizöl
einen  hohen.  Die  Krux:  Ein  niedriger
Primärenergiebedarf  bedeutet  nicht
automatisch, dass auch die CO2-Emis-
sionen oder die Energiekosten niedrig

sind.  Genau  das  krit isiert  BFW-
Geschäftsführer Christian Bruch: „Der
Nutzer  denkt  in  Endenergie,  weil  sie
entscheidend  ist  für  seine  Energieko-
sten. Die Politik denkt in CO2-Einspa-
rung. Indem die EnEV Vorgaben an den
Primärenergiebedarf macht, kommt sie
weder  den Bedürfnissen der  Verbrau-
cher noch den Bedürfnissen der Politik
nach.“
Grundsätzlich spricht sich auch GdW-
Expertin Ingrid Vogler gegen eine wei-
tere  Verschärfung  der  energetischen
Vorgaben an Gebäude aus.  Für sie  ist
der zentrale Punkt, „wie wir mehr Kli-
maschutz  erreichen  können,  ohne  die
Baukosten  oder  die  Betriebskosten  in
die Höhe zu treiben“. Ähnlich argumen-
tiert  BFW-Geschäftsführer  Christian
Bruch: „Wir sollten überlegen, wo jeder
eingesetzte  Euro die größte CO2-Ein-
sparung  bringt.  So,  wie  wir  heute
Gebäude dämmen, ist das Ende der Fah-
nenstange erreicht.“
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